
Bonschab, Thomas; Kappel, Robert

Article

Lieferkettengesetz: Falsche Signale!

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Bonschab, Thomas; Kappel, Robert (2020) : Lieferkettengesetz: Falsche
Signale!, Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Springer, Heidelberg, Vol. 100, Iss. 8, pp. 564-,
https://doi.org/10.1007/s10273-020-2706-3

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/225606

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your
personal and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial
purposes, to exhibit the documents publicly, to make them
publicly available on the internet, or to distribute or otherwise
use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open
Content Licence (especially Creative Commons Licences), you
may exercise further usage rights as specified in the indicated
licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-020-2706-3%0A
https://hdl.handle.net/10419/225606
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Wirtschaftsdienst 2020 | 8
564

Kurz kommentiert

nicht mehr genügen. Die deutsche Regierung hat sich 
nicht der Mühe unterzogen, mit diesen Ländern gemein-
same Maßnahmen zu verhandeln. Das wäre aber erforder-
lich, denn man kann sich ja vorstellen, dass die betroffenen 
Länder möglicherweise den Zielsetzungen aus Deutsch-
land zustimmen würden und gemeinsam nach tragfähigen 
Lösungen suchen. Aber so preschen die deutschen Minis-
ter voran, ohne zu analysieren, welche realpolitischen und 
wirtschaftlich-sozialen Folgen ein deutsches Gesetz für 
die betroffenen Länder und auch Deutschland hat.

Was die Länder hingegen brauchen, ist kein Lieferkettenge-
setz, sondern ein glaubwürdiges Angebot, die Wertschöp-
fung zu stärken. Eine Aufwertung der eigenen Produktion, 
verbunden mit Technologietransfer aus den Industrienatio-
nen. Die Stärkung von Wertschöpfung in den Ländern wä-
re durchaus auch für die deutsche Industrie vermittelbar. 
Investitionen können dann am besten funktionieren, wenn 
man mit lokalen Mittelstandsunternehmen zusammenarbei-
tet, wenn Technologie- und Wissens transfer stattfi ndet und 
die Produktivität steigt. Gerade High-Tech-Unternehmen 
aus Deutschland wissen, dass es nicht um die niedrigsten 
Löhne, sondern um ein Zukunftskonzept mit wachsenden 
Konsummärkten und mit gut ausgebildeten Menschen 
geht, d. h. lokale Wertschöpfung, von der auch deutsche 
Investoren profi tieren. Lieferketten sind der Status quo, 
Wertschöpfungsketten sind die Zukunft. Dies hat sich bei 
vielen Unternehmen herumgesprochen. Da das geplante 
Lieferkettengesetz solche Ziele nicht enthält, würde es auch 
nicht zu einer besseren Globalisierung führen, sondern eher 
zum gegenwärtigen Trend der Renationalisierung von Wert-
schöpfungsketten passen. Es ist zu vermuten, dass sich 
zahlreiche Firmen aus den Niedriglohnländern zurückziehen 
und die Produktion wieder nach Europa verlagern. 

In Ländern wie Vietnam, Thailand, Kolumbien oder Indone-
sien sind in den letzten Jahren Unternehmen entstanden, 
die mit eigenen Marken und einem Schub in Technologie 
und Produktivität Anschluss an die Unternehmen in Europa 
gefunden haben. Anstatt die wirtschaftliche Kooperation 
zu vertiefen, setzt das Lieferkettengesetz auf Rückzug. Die 
aufstrebenden Länder können das vielleicht verschmer-
zen und werden sich an andere Partner, allen voran China, 
halten. Aber Deutschland erleidet dadurch einen geoöko-
nomischen Bedeutungsverlust. Ausgerechnet das von der 
globalen Arbeitsteilung profi tierende Deutschland schiebt 
einen Prozess in die falsche Richtung an und wird vom Ex-
portweltmeister zum Anti-Globalisierer. 
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Große Teile der Zivilgesellschaft, der Gewerkschaften, 
der Kirchen und etwa 60 global agierende deutsche Un-
ternehmen unterstützen den Entwurf zum Lieferkettenge-
setz der Bundesministerien für Arbeit und Soziales und für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Kinder-
arbeit, schlechte Arbeitsbedingungen, niedrige Löhne, ein 
undurchschaubares Netz an ausländischen Subunterneh-
men, die sich um Menschrechtsverletzungen nicht küm-
mern, sind seit langem in die Kritik geraten. Unternehmen 
sollen sich nicht aus der Verantwortung ziehen. Die Moral 
scheint also auf der Seite des Gesetzentwurfs zu stehen. 

Dennoch wäre ein solches Gesetz ein Schritt in die falsche 
Richtung. Das fängt schon damit an, dass es sich um ei-
nen deutschen Alleingang handelt. Es ist ja nicht so, als 
gäbe es nicht schon längst multilaterale Vereinbarungen, 
so das Fair-Trade-Siegel oder Rugmark mit zertifi zier-
ten Sozial- und Umweltstandards zur Bekämpfung von 
Kinderarbeit in der Teppichherstellung oder die „codes 
of conduct“ für Unternehmen. Vor allem in Sektoren mit 
extensiver globaler Arbeitsteilung wurde in den vergan-
genen Jahren ein erheblicher Druck auf Kaufhausketten 
und Markenfi rmen aufgebaut, mit ihren weltweit verstreu-
ten Unterauftragnehmern solche Standards zu erfüllen. 
Tripartite Social Minimum Standards (TSMS) wurden von 
Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen, trans-
nationalen Unternehmen (global buyers and producers) 
sowie von der International Labour Organisation (ILO) und 
Regierungen vereinbart. Dazu gehört auch das umfassen-
de Instrumentarium der Corporate Social Responsibility.

Sicherlich sind alle diese Ziele nicht umgesetzt und es gibt 
noch viel zu tun, dennoch scheint ein deutscher Alleingang 
unpassend. Zunächst einmal wäre es sinnvoll gewesen, 
wenn die zuständigen Ministerien ernsthaft mit der ILO 
über den deutschen Vorstoß beraten hätten, um eine mul-
tilaterale Initiative, z. B. auch mit Unterstützung der EU und 
betroffenen Ländern, zu starten. Dass die Bundesregie-
rung in allen Verlautbarungen betont, wie sehr sie den Mul-
tilateralismus stärken möchte, wurde hier leichtfertig außer 
Acht gelassen. Wichtiger noch ist aber, dass die beiden 
Minister diesen Vorstoß ohne Beteiligung der betroffenen 
Länder präsentieren. Was sagen eigentlich die Regierun-
gen in Vietnam, Kambodscha, Bangladesch, Kolumbien 
oder Äthiopien dazu, dass sie den deutschen Standards 
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